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In den letzten zehn Jahren ist mit dem Argument der Terrorismusbekämpfung eine Sammlung an 
Gesetzen entstanden, welche - im Namen der Sicherheit - bürgerliche Rechte und Freiheiten 
einschränken. In diesem Kontext ist auch die jetzt vom Innenressort, als Reaktion auf die Anschläge in 
Oslo, eingebrachte Novelle des Sicherheitspolizeigesetzes zu betrachten. Es fällt zunächst einmal auf, 
dass sich die Reaktion der österreichischen Regierung grundsätzlich von der der Norwegischen 
unterscheidet: Während die norwegische Regierung betont, dass die einzige Reaktion auf Terror eine 
Stärkung der Demokratie ist, will die österreichische Regierung wieder einmal bürgerliche Rechte 
beschränken. Sie ignoriert die wichtige Funktion der Bürgerrechte, das Machtgefälle zwischen 
Individuum und Staat auszugleichen. Somit sind sie die Grundlage an der Beteiligung des Individuums 
an gesellschaftlicher Entwicklung. Das Ziel der Anschläge in Oslo war klar die Abschaffung der 
demokratischen Grundordnung Europas. Eine Regierung, die mit dem Argument des Schutzes vor 
Terrorismus, demokratische Freiheiten einschränkt, spielt damit den Terroristen in die Hände. 

Die jetzt vorgelegte Ausweitung der Befugnisse von Sicherheitsbehörden dürfen nicht alleine betrachtet 
werden. Es müssen der Kontext ihrer Entstehung und die vorhergegangenen Gesetzesänderungen 
miteinbezogen werden. Diese geben ein klares Bild eines immer repressiver werdenden Staates. Ein 
Staat, der um seine Illusion von Sicherheit mehr besorgt ist, als um die Sicherheit und Rechte der 
Bürger. Diese Entwicklung muss gestoppt werden. Der von der Regierung vorgelegte 
Gesetzesentwurf ist deshalb klar abzulehnen. Terror muss durch Offenheit und Toleranz, nicht durch 
Repression und Verfolgung bekämpft werden. 
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